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1. Der Gegenstand

Die Neue Politische Oekonomie, auch Oekonomische Theorie der 
Politik oder "Public Choice" genannt, ist die Anwendung der 
modernen Wirtschaftstheorie auf politische Prozesse. Dabei 
werden sowohl die Analysetechniken wie z.B. das Marginaldenken 
als auch die grundlegenden Annahmen (wie z.B. der individuell­
rationale Ansatz) übernommen. Auch inhaltlich wird eine Ver­
bindung zwischen dem wirtschaftlichen und politischen Bereich 
der Gesellschaft angestrebt. Die Neue Politische Oekonomie bil­
det einen Teilbereich der "aussermarktlichen Oekonomik" und 
ist weitgehend identisch mit der "Mathematischen Politikwissen­
schaft" ; inhaltlich bestehen viele Beziehungen zur —> Wohlfahrts­
theorie .
Die Neue Politische Oekonomie hat die moderne —> Finanzwissen­
schaft und die allgemeine Wirtschaftstheorie erheblich befruchtet 
und beginnt auch die Theorie der Wirtschaftspolitik zu beein­
flussen. In den letzten Jahren sind grosse Fortschritte in der 
ökonometrischen (politometrischen) Testung der entwickelten 
Hypothesen zu verzeichnen. Ausführliche lieber sichten über das 
Gesamtgebiet geben z.B. BERNHOLZ (1972 und 1975), MUELLER (1976) 
und FREY (1977) .
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2. Hauptsächliche Forschungsgebiete

2.1 » Präferenzaggregation

Die Theorie der Präferenzaggregation untersucht axiomatisch, 
ob und unter welchen Bedingungen eine Zusammenfassung indivi­
dueller Präferenzen zu einer gesamtgesellschaftlichen Wohl­
fahrts- (oder Entscheidungs-) Funktion möglich ist. In ARROWS 
(1951) grundlegenden Unmöglichkeitstheorien oder Abstimmungs- 
paradoxon wird nachgewiesen, dass eine widerspruchsfreie Aggre- 
gation individueller Präferenzen im allgemeinen unmöglich ist. 
Die nachfolgende Forschung hat sich hauptsächlich damit beschäf­
tigt, herauszufinden, ob und wie sich eine Veränderung der von 
ARROW zugrundegelegten Aggregationskriterien auswirkt. Werden 
unterschiedliche Präferenzintensitäten der Individuen zwischen 
verschiedenen Alternativen zugelassen, eröffnet sich die Mög­
lichkeit zum Stimmentausch, der vor allem mit Hilfe der—> Spiel­
theorie untersucht wird (z.B, BRAMS 1975) und der unter den 
gleichen Konstellationen wie das Abstimmungsparadoxon auftritt 
(BERNHOL Z 1974) . Daneben sind auch die Eigenschaften tradi­
tioneller (Einstimmigkeit, Mehrheit, vgl. BUCHANAN und TULLOCK 
1962, RAE 1969) und neuer Abstimmungsregeln (z.B. TIDEMAN und 
TULLOCK 1976) analysiert worden.

2.2 Parteienkonkurrenz

Analog zum Modell —> Vollständiger Konkurrenz auf dem Markt 
kann in Demokratien eine Konkurrenz politischer Parteien um 
Wählerstimmen unterstellt werden. Grundlegend ist das DOWNsche 
Modell (1957) zweier stimmenmaximierender Parteien. Der mathe­
matische Ansatz ist axiomatisiert worden. Häufig wird als 
AnalyseInstrument die —> Spieltheorie verwendet.
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2.3 . Interessengruppen

Gruppen werden als selbständige Einheiten und als wichtige 
Handlungsträger im politisch-ökonomischen System angesehen. 
Gemeinsame individuelle Bedürfnisse nach öffentlichen Gütern 
sind für die Bildung und das Fortbestehen stabiler Gruppen -nicht 
hinreichend. Gruppen lassen sich nur organisieren, wenn wenige 
Personen beteiligt sind t ein privates Gut untrennbar mit dem 
Angebot des öffentlichen Gutes verknüpft ist oder (staatlicher) 
Zwang ausgeübt wird (OLSON 1965) .

2.4 . Bürokratie

Private und vor allem staatliche Bürokratien weisen ein charak­
teristisches Verhalten auf. In der Neuen Politischen Oekonomie 
wird angenommen, dass die einzelnen Bürokraten die Maximierung 
ihres Eigennutzes anstreben. Ihr Nutzen in Form von Einkommen, 
Prestige und Sicherheit ist in einer bürokratischen Organisation 
eng mit der hierarchischen Position verknüpft. Je höher das von 
der Regierung und dem Parlament zur Verfügung gestellte Budget, 
desto grösser ist in der Regel die Bürokratie und damit der 
Nutzen des einzelnen Bürokraten. Die Hypothese der Budgetmaxi­
mierung (NISKANEN 1971) ist deshalb in manchen Fällen eine sinn­
volle Verhaltensannahme.

2.5 Politisch-ökonomische Interdependez

Die gegenseitige Abhängigkeit von wirtschaftlichem und poli­
tischem Sektor wird im Rahmen politisch-Ökonomischer Modelle 
untersucht. Bei direkter Demokratie mittels Abstimmungen nach 
einfacher Mehrheit bestimmt der Medianwähler die gleichgewichtige 
Nachfrage in Abhängigkeit u.a. vom Einkommen und den Steuer- 
Preisen (bgl. BLACK 1958) .

In einer repräsentativen Demokratie steht die Regierung im 
Zentrum der Betrachtung: Sie bestimmt massgeblich den Ablauf 
des politisch-ökonomischen Prozesses. Um an der Macht zu bleiben. 
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muss sie wiedergewählt werden. Die Zustimmung der Wähler zur 
Regierung hängt wesentlich von der Wirtschaftslage ab. Die Re­
gierung setzt deshalb die ihr zur Verfügung stehenden wirtschafte 
politischen Instrumente zur Sicherung der Wiederwahl ein. Es 
handelt sich somit um ein interdependentes System, in dem die 
Regierung einen endogenen Bestandteil bildet.
Die politisch-ökonomischen Modelle sind analytisch entwickelt, 
ihre Eigenschaften durch Simulationen getestet und die theore­
tischen Hypothesen ökonometrisch - oder besser politometrisch - 
überprüft worden (vgl. die Uebersicht bei FREY 1978) .

2.6 Schwerpunkte dieses Artikels

Die Theorie der Präferenzaggregation und die Theorie der Parteien 
konkurrenz sind die am stärksten mathematisch (axiomatisch) ent­
wickelten Gebiete der Neuen Politischen Oekonomie. Es werden 
einige der wichtigsten Annahmen und Ergebnisse vorgeführt. Die 
empirische Testung ist auf dem Gebiet der politisch-ökonomischen 
Modelle am weitesten vorangeschritten. Zur Illustration werden 
einige Modellansätze skizziert.

3. Präferenzaggregation

3.1 Der axiomatische Ansatz

Ziel ist die Ableitung einer Gesellschaftlichen Wohlfahrtsfunk­
tion (GWF) oder einer Gesellschaftlichen Entscheidungsfunktion 
(GEF) aus den individuellen Präferenzen. Vorausgesetzt werden 
grundlegende Bedingungen (oder Kriterien) über die Eigenschaften 
(a) des Definitionsbereiches individueller Präferenzen und (b) de:
Aggregation der Alternativen. Eine GWF ergibt eine vollständige 
Ordnung, während eine GEF nur die "beste”(n) Alternative(n) hin­
sichtlich kollektiver Präferenzen feststellt, was für die meisten 
Zwecke ausreichen dürfte. Die Darstellung folgt SEN 1970, PLOTT 
1971 und TAYLOR 1973.



folgende spezielle Rotation wird verwendet:
S: Die für die gesellschaftliche Entscheidung zur Verfü­
gung stehende Menge der Alternativen (mit den Elementen 
x, y, z—). xEy: Die binare gesellschaftliche Relation 
der schwachen Präferenz (”x ist mindestens so gut wie y”)’ 
xR.y: Pie schwache Präferenzrelation für Individuum i.
xPy »—* [ xEy & —(yRx) ] bezeichnet die strikte Präferenz 
und xly *—- [ xRy ¿1 yRx ] ¿le Indifferenz*

3.2 Die Bedingungen

Als wichtigste Kriterien werden verwendet:

3.2.1 Eigenschaften des Definitionsbereichs individueller 
Präferenzen

(a) Uneingeschränkt Bereich ( U )
Alle logisch möglichen Kombationen individueller 
Präferenzrelationen R^ sind zulässig*

(b) Eingeschränkter Bereich

- Eingipfligkeit (SP):
In Falle nur einer Dimension können die Alternativen 
und Individuen derart auf der gemeinsamen Achse auf­
gereiht werden, daß eine Alternative umso niedriger 
in der Präferenz eines Individuums eingeordnet ist, 
Je größer ihre Entfernung von der vom Individuum am 
meisten geschätzten Alternative ist* Es besteht eine 
partielle Einigkeit insofern, als keine Alternative 
im Tripel (x, y, z) am schlechtesten ist,

- Extremale Restriktion (ER):
Wenn für ein geordnetes Tripel (x, y, z) : (]i:*Ky 
Sc y P±z ) —» ( ¥ j c —- rP y A y h x ) . Dies muß
für Jedes geordnete Tripel, das sich aus diesem Tripe; 
bilden läßt, gelten. Eine offensichtliche Interpreta­
tion dieser Bedingung bietet sich nicht am.
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3*2.2 Eigenschaften der Aggregation

- Schwache Pareto-Bedingung (P):
Für jedes x, yeS: [ Vl : /]—”x^y * Wenn alle Indi­

viduen x der Alternative y strikt vorziehen, so gilt dies 
auch für die Gesellschaft.

- Unabhängigkeit von Irrelevanten Alternativen (I):
Die gesellschaftliche Präferenz zwischen je zwei belie­
bigen Alternativen x und y hängt ausschliesslich von der 
Ordnung von x und y ab,

- Nicht-Diktatorische Ordnung (D):
Diese Regel schließt aus, daß irgendein Individuum i die 
gesellschaftliche Präferenz unabhängig von den Präferen­
zen aller andern Wähler festlegt, d.h. daß e S : 
X F y — * x F'y -

- Anonymität (A):
Die kollektiven Präferenzen sind unabhängig von der Be­
zeichnung der Individuen: Wenn (R .,. R$) eine Umordnung 
von (11^ . v . , —»■ (kRy -»—* xR1 y) ? B y < D .

- Neutralität (N):
Die kollektive Präferenz ist unabhängig von der Bezeichnung 

 der Alternativen: Wiederum für R ) und
(1^... R^) gilt V x, y, z, wGS : wenn (VizxR^y-—zP/w) 
& (V'iiy^x-—- wR^z) -- * ^R‘w) & (yRx •*—
wR' z ) .

- Positive Reaktion (S*):
Die Beziehung zwischen individuellen und gesellschaftli­
chen Präferenzen muß positiv sein: Pär alle Paare 
und (RJj.. * R^^welche in R-und Rf abgebildet werden, gilt 
für V" Xty £ S ; [vi: (X R y —* x R'y ) (x I; y —► X R-'y )] & 9k : 
i(<ik7 X t/y ) V (y Pkx / )}j fxRy X Pfy).
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5.5 Die wichtigsten Theoreme

B• 1 Allgemeine Unmöglichkeits- und Möglichkeits-Theoreme

- ARROWs (1951) Unmöglichkeitstheorem:
Es existiert keine GW7, die U, P, I und D erfüllt.

Wenn nur die Auswahl von einer (oder mehreren) besten 
Alternative(n) gesucht wird, ändert sich das Ergebnis 
völlig:

- SERs (197O) Möglichkeitstheorem:
Für ein endliches S existiert eine GEE, die U, P, 1 und 
D erfüllt.

- MAYS (1952) Theorem einfacher Mehrheit:
Die Bedingungen A, U, N und 3V sind zusammen notwendig 
und hinreichend dafür, daß eine Entscheidungsregel die 
■MM' , ,-> 4 U Jk J- . I j «

Bereits im 13. Jahrhundert wurde erkannt, daß die MMA zu 
paradoxen Erkenntnissen führen kann.

- CONDORCETs (1785) Theorem zyklischer Majoritäten;
Es gibt keine GW, die die Bedingungen U, A. H und S* 
erfüllt.

Dieses Theorem ergibt sich aus folgendem Grund:
A impliziert D, N impliziert 1 und R und S* implizieren 
zusammen P. ARROWs Unmöglichkeitstheorem gilt demnach auch 
für einfache Mehrheitsabstimmungen. Die Möglichkeit von 
Paradoxa euer "Zyklen" kann durch ein Beispiel illustriert 
werden: Wähler 1 habe eine abnehmende Präferenzordnung 
(-5 y, Wähler II (y, z, x) und Wähler III (z, x, y). 
Anwendung der rill ergibt üy, yPz und zPx. Aus den beiden 
ersten Relationen müßte bei Transitivität xPz folgen, was 
jedoch der dritten Relation widerspricht.
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3.3.3 Einschränkungen der Präferenzen

Die nächsten Theoreme nennen die exakten Bedingungen, unter 
denen eine Aggregation individueller Präferenzen möglich ist 

- BLACKs (1958) Eingipfligkeit:
Wenn die Menge individueller Präferenzen eingipflig ist, 

ergibt die MMA transitive kollektive Entscheidungen«

Kürzlich ist der endgültige Nachweis geliefert worden, wie 
schwach oder einschränkend die Bedingungen hinsichtlich der 
individuellen Präferenzen sein müssen, damit eine transitive 
Majoritätsentscheidung möglich ist:

- SEN und PATTANAlKs (1969) und INADAs (1969) Theorem: 
Notwendige und hinreichende Bedingung dafür, daß die MEA 
eine GWE ergibt, ist, daß Jedes Alternativentripel die 
Bedingung ER erfüllt.

3.3.4 Topologische -Analyse

Die Alternativen werden als Punkte in einem multi-dimensio­
nalen Entscheidungsraum angenommen, wobei die kontinuierli­
chen Variablen (eg., xo ... ) sind. Die Präferenzen werden

1 c: /.i

durch cj.no konkave,differenzeierbare und ordinale Nutzen- 
funktion wiedergegeben, so daß für alle Alternativenpaare 
x und y: z^j -—- u(x) h u(y).

Diesel Ansatz verbindet die Theorie der Präferenzaggregation 
mit der—Nutzentheorie. Es läßt sich zeigen, daß die oben 
aufgeführten Restriktionsbedingungen schon mit einer gerin­
gen Heterogenität individueller Präferenzen unvereinbar sind 
sie entsprechen praktisch den Einstimmigkeitserfordernis .

- KRAPPEs (1979) allgemeines Restriktions-Theorem:
Wenn sich in irgendeinem Punkt des Raumes die Grenzraten 
der Substitution von drei beliebigen Wählern unterscheide: 
ist keine der Restriktionsbedingungen individueller Prä­
ferenzen (SP oder ER) erfüllt.

Die Bedingungen, die ein Gleichgewicht garantieren, sind 
infolgedessen äußerst streng:
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- PLOTS (1967) notwendige und hinreichende Bedingungen 
für eine stabile Lösung bei Anwendung der Majoritätsregel:

(a) Jeden Gleichgewicht muß zumindest für einen Wähler 
ein Nutzenmaximum darstellen;

(b) alle anderen Individuen können in Paare aufgeteilt 
werden, deren Interessen genau gegenläufig sind.

Bedingung (b) ist keine Ausschlußbedingung, sondern ein
weitrechendes Symmetrieerfordernis für die individuellen 
Präferenzen nur durch reinen bufali erfüllt sein kann.

Diese Theoreme zeigen abschließend, daß Intransitivitäten
bei der Präferenzaggregation als normales Ergebnis multi-
dimensionaler Entscheidungsprobleme erwartet werden müssen.

3.4 Anders analysierte Probleme

Viele andere Aspekte, die mit der Präferenzaggregation 

zusammenhängen, sind mit Hilfe mathematischer Methoden er — 

forscht , worden, so etwa strategisches gegenüber aufrichtigem 

wählen  LA poti! Abbi, r; 1.999); die Aggregation kardinaler indivi­

dueller Präferenzen und int interpersonelle Vergleichbarkeit ; sowie

 Monte Carlo Studien für die Wahrscheinlichkeit, dass es 

keinen , Majoritätsgewinner b 1 PM I und WEISBERG 1968).

4. Vollständige Politische Konkurrenz

Das Modell des Wettbewerbs von Parteien um die Wählerstimmen 
gründet sich auf axiomatischen Annahmen hinsichtlich der Nutzen­
maximierung der Wähler und der Stimmenmaximierung der (beiden) 
Parteien. (Vgl. RIKER und ORDESHOOK 1973).
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4.1 Die wichtigsten Annahmen

Die Stimmbürger haben eine Nutzenfunktion u ( x, Oj "
wobei x einen Vektor der von ihnen gewünschten Positionen 
in jeder der n Dimensionen darstellt, und 0j einen Vektor 
der jeweiligen Position der Partei j. Die spezifischen An­
nahmen hinsichtlich u sind:

Al: u (x, Qj) ist in Oj konkav.

A2: u (x, Oj ) A - I] x - &’«
wobei A die Menge der den quadrierten Abweichungen zugeordneten

 Gewichte bezeichnet.

AJ: u (x, Oj) ist quasi-konkav.

In bezug auf die Stimmbeteiligung:

BI: Alle Bürger stimmen mit.

B2: Bürger enthalten sich infolge Indifferenz zwischen den 
von den Parteien eingenommenen Positionen.

Dio Präferenzen hinsichtlich der von allen Stimmbürgern 
gewünschten politischen Entschuldungen werden durch die 
Funktion f(x) mit folgenden Eigenschaften zusammengefaßt:

CI: f(x) ist eine Dichtefunktion;
C2: f(x) ist eine symmetrische, unimodale Dichtefunktion; 
Cf: f(x) ist eine symmetrische, bimodale Dichtefunktion.
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4.1.2 Parteien

Die Parteien wollen Wahlen gewinnen, d.h. es ist das Amt- 
entscheidend. und nicht die Politik«

DI: Parteien maximieren die Stimmenmehrheit«

D2: Parteien maximieren Stimmen«

Im folgenden wird angenommen, daß nur zwei Parteien exi- 
stieren.

4.2 Ergebnisse

Die Annahmen A1 und C1 sind (für sich allein oder gemeinsam, 
zu wenig restriktiv, um zu einer gleichgewichtigen Position 
der beiden Parteien zu führen. Das folgende bekannte Theorem 
gilt für alle oben angeführten Annahmen, außer für Ad und C'

- DOWNS' 0957) Gleichgewicht der Parteienkonkurrenz: 
Die zwei Parteien konvergieren bei jeder politischen 
Frage (Dimension) zum Durchschnitt oder Median der Prä­
ferenzverteilung f(x) der Staatsbürger hin«

Es ist leicht zu sehen, daß PLOTTs Theorem erfüllt ist, 
denn f(x) ist symmetrisch um den Durchschnitt und die Stimm­
bürger nehmen in jeder Dimension genau entgegengesetzte 
Positionen ein.

4.3 Implikationen für die Wohlfahrt

- SHNBIKs (1968) Effizienztheorem:
Gleichgewichte vollständiger politischer Konkurrenz (von 
Parteien) sind Pareto-optimal.

Dieses Theorem ist noch nicht für alle Annahmenkombinatio­
nen bewiesen worden. In bezug auf die Effizienz führt dem­
nach die Parteienkonkurrenz zum gleichen Ergebnis wie voll­
ständige Konkurrenz auf ökonomischen Märkten. Wenn das poli­
tische Gleichgewicht existiert, wird eine effiziente Allo­
kation auch von Gütern erreicht, die öffentlich sind oder 
externe Effekte aufweisen.
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- HINICII und CRDESHOOhs (1971) Wohlfahrtstheorem:
Ein "wohlmeinender Diktator“, der den Nutzen der Gesamt-gesellschaft 

 muliniert, wühlt die Durchschnittsposition 
in Jeder Dimension, wenn Annahmen A2 und 02 oder 03 gelter 
und wenn die Stimmbürger entweder gleich oder symmetrisch 
zur Durchschnittsposition gereichtet werden.

Trifft DOWES’ Gleichgewicht demokratischer Earteienkon- 
kurrens zu, wird (außer bei Ap) ein wohlfahrtsoptimales 
Ergebnis erreicht.

4.4 Erweiterungen

Das Modell der politischen Konkurrenz ist in verschiedenen 
Richtungen erweitert worden. Die wichtige Verallgemeinerung 
auf mehr als zwei Parteien (SELTEN 1971) hat sich als äusserst 
schwierig erwiesen, weil realistischerweise die Möglichkeiten 
zur Koalitionsbildung und der Anreiz zu strategischem Wählen 
berücksichtigt werden müssen. Im Hinblick auf eine Dynami­
sierung sind wenig Fortschritte erzielt worden.

5. Politometrische Modelle

5.1 Die Struktur

Die einem empirisch zu schätzenden politisch-Ökonomischen 
Modell zugrundeliegende Struktur lasst sich am besten grafisch 
illustrieren (Tab. 1)

Wähler

Bewertungsfunktion

Tab. 1
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Die untere Schlaufe zeigt den Einfluss des wirtschaftlichen 
Bereichs auf die Einschätzung der Regierung durch die Wähler 
und damit auf die Wahlentscheidung (Bewertungsfunktion); die 
obere Schlaufe den Einfluss der wirtschaftspolitischen Instru­
mente durch die Regierung aufgrund politischer Einflüsse (Poli­
tikfunktion) .

5.2 Annahmen

5.2.1 Bereiche

Die Analyse kann sich auf einen Teilausschnitt des wirtschaft­
lichen Bereichs beschränken, wobei die (erweiterte) Phillips- 
Kurve am häufigsten verwendet wird (z.B. NORDHAUS 1975), oder 
es kann die Gesamtwirtschaft in Form eines makro-ökonometrischen 
Modells zugrundegelegt werden. Hinsichtlich des politischen 
Modells sind insbesondere die Zahl der Parteien und das Aus­
mass an politischer Konkurrenz festzulegen.

5.2.2 Entscheidungsträger

Den Wählern wird rationales Verhalten unterstellt. Weil sie nur 
einen geringen Anreiz haben, sich politisch zu informieren, 
bewerten sie zur Vereinfachung die Leistungen der Regierung 
anhand der Wirtschaftslage. Die Einschätzung der Regierung 
durch die Stimmbürger wird anhand von Wahldaten oder (monatlich 
erhobenen) Popularitätsindizes der Regierung erfasst.

Für die Regierung wird entweder Stimmenmaximierung oder Nutzen­
maximierung unter Nebenbedingungen angenommen. Der Nutzen der 
Regierung besteht in der Durchsetzung ideologischer Vorstellungen 
Die wichtigste Nebenbedingung ist die Wiederwahl, daneben sind 
auch ökonomische (z.B. Ausgleich’des Budgets oder der Zahlungs­
bilanz) und administrativ-legale Einschränkungen zu beachten.
Die Politikfunktion der Regierung beschreibt vor allem den Ein­
satz der fiskalpolitischen Instrumente.
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5.3 Ergebnisse

Politometrische Testungen für verschiedene Länder und 
Perioden bestätigen den Einfluss der wichtigsten makro­
ökonomischen Variablen auf die Wählerentscheidung. Die 
Wähler erhöhen ihre Zustimmung zur Regierungspolitik, 
wenn die Arbeitslosenquote und Inflationsrate fällt und 
das Wachstum des verfügbaren realen Einkommens steigt 
(z.B. KRAMER 1973). Halt eine Regierung ihre Wiederwahl 
für wahrscheinlich, setzt sie die wirtschaftspolitischen 
Instrumente für ideologische Zwecke ein: Linke Regierungen 
tendieren dazu, die Staatsausgaben und Steuern auszudehnen, 
rechte Regierungen sie einzuschränken. Zur Sicherung ihrer 
Wiederwahl unternehmen alle Regierungen eine expansive 
Politik, und zwar umso stärker, je näher die Wahlen sind 
(z.B. FREY und SCHNEIDER 1978). Die Existenz "politischer 
Konjunkturzyklen" ist gut belegt (z.B. TUFTE 1978).

5.4 Erweiterungen

Die Populäritats- und Politikfunktionen sind mit herkömm­
lichen makro-Ökonometrischen Modellen verknüpft worden und 
haben deren Spezifikation und Prognoseeigenschaften ver­
bessert. In ersten Ansätzen werden auch weitere Entscheidungs­
träger wie Zentralbank, staatliche Bürokratie und Interessen­
gruppen berücksichtigt.

6. Zukunftsaussichten

Die Grundlagen der Analyse der hoch abstrakten Praferenz- 
aggregation und der Parteienkonkurrenz sind geschaffen; 
die fundamentalen notwendigen und hinreichenden Theoreme 
sind formuliert. In diesen Bereichen können nur zunehmend 
komplexe Analysen noch neue Ergebnisse bringen. Die anderen 
Bereiche, vor allem die politisch-ökonomischen Modelle, sind 
weniger weit entwickelt und bieten Möglichkeiten für eine 
fruchtbare zukünftige theoretische und empirische Forschung.
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